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Aktenzeichen; 5 AZR 634/90 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat
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5 AZR 634/90
3 Sa 29/90 Baden-Württemberg Im Namen des Volkes!
Verkündet am 21. August 1991 Urteil
Clobes»
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 21. August 1991 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und
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Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter Kessel und Blank- 
Abel für Recht erkannt:

1. Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden- 
Württemberg vom 24. Oktober 1990 - 3 Sa 
29/90 - wird zurückgewiesen.

2. Das beklagte Land hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

v _ 5. t b e s t a _?]_d_'

Die Parteien streiten ca;vrer» ob die Beklagte verpflichtet 
ist, et-'-, hi doe1- in -re '/■: < -om 1. Oktober 198? bis zum
30. >10711 iQ&? -> t i k o k  -v.. der VergGr. V b  BAT zu
zahlen.

Die am 12. März 1942 geborene Klägerin, Mitglied der GEV/, 
ist seit August 1975 als Werklehrerin mit einem 12/29 Deputat bei 
dem beklagten Land angestellt. Nach einem zunächst befristeten 
Arbeitsverhältnis wird die Klägerin seit dem 1. Juli 1989 auf un­
bestimmte Zeit mit anteiliger Vergütung nach der VergGr. V b BAT 
beschäftigt. Bis zum 30. Juni 1989 bestimmte sich die Vergütung 
der Klägerin nach den sogenannten Vergütungssatzrichtlinien des 
beklagten Landes {Jahreswochenstunden). Die Klägerin blieb damit 
erheblich unter der anteiligen Vergütung nach der VergGr. V b 
BAT. Für die ursprünglichen Rechtsbeziehungen der Parteien war 
die Geltung des § 70 BAT vertraglich vereinbart.

Vom 1. September 1987 bis zum 30. Juni 1989 war die Klägerin
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aufgrund mehrerer befristeter Arbeitsverträge, und zwar jeweils 
mit einer durchschnittlichen regelmäßigen Wochenarbeitszeit von 
20 Stunden, ebenfalls bei dem beklagten Land angestellt und beim 
Statistischen Landesamt mit Aufgaben bei der Volkszählung (1987), 
sodann bei der Einkommens- und VerbraucherStichprobe (1988) be­
schäftigt. Hierfür bezog sie anteilige Vergütung nach der 
VergGr. VIII BAT.

Die Klägerin hat geltend gemacht, die ihre Tätigkeit als 
Lehrkraft betreffende Vergütungsabrede sei wegen Verstoßes gegen 
§ 2 Abs. 1 BeschFG 1985 nichtig. Daher stehe ihr ein Anspruch auf 
die übliche Vergütung zu. Diese bemesse sich im öffentlichen 
Dienst nach den Regelungen des BAT. Die Klägerin hat ihre Ansprü­
che mit Schreiben vom 25. März 1988 und vom 31. Januar 1989 gel­
tend gemacht.

Die Klägerin hat - soweit in der Revisioninstanz noch von 
Bedeutung - zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 12.987,—  DM 
brutto nebst 4 % Zinsen nach näherer Staffelung 
zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es 
hat vorgetragen, rechtlich sei wegen Identität des Arbeitgebers 
von einem einzigen Arbeitsverhältnis der Parteien auszugehen. In­
folge beiderseitiger Tarifbindung werde dieses Arbeitsverhältnis 
vom BAT bestimmt. Der Klägerin stehe deshalb gemäß § 22 BAT für 
ihre gesamte Tätigkeit ein Vergütungsanspruch nach VergGr. VIII 
BAT zu. Ein sich hieraus ergebender Anspruch sei jedoch verfal-
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Die Klägerin sei überdies durch ihre Beschäftigung beim Sta­
tistischen Landesamt sozial abgesichert gewesen. Dieser Umstand 
rechtfertige die Differenzierung zu vollzeitbeschäftigten Werk­
lehrern im Angestelltenverhältnis.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar- 
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Dage­
gen richtet sich die Revision, mit der die Beklagte ihr Ziel der 
Klageabweisung weiterverfolgt.

E n t s c h e i d u n g  s q r ü n d e :

Die Revision hat keinen Erfolg.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die für die streit­
befangene Zeit getroffene Vergütungsabrede der Parteien verstoße 
gegen das Benachteiligungsverbot für Teilzeitbeschäftigte in § 2 
Abs. 1 BeschFG 1985 und sei daher gemäß § 134 BGB nichtig. Ein 
sachlicher Grund für die unterschiedliche Behandlung der Klägerin 
gegenüber im Angestelltenverhältnis beschäftigten Lehrern bestehe 
nicht. Insbesondere liege ein solcher Grund nicht in der vom be­
klagten Land angenommenen Absicherung, welche die Klägerin durch 
ihre Tätigkeit beim Statistischen Landesamt erfahren habe. Weiter 
könnten die Arbeitsverträge der Parteien auch nicht als Einheit 
angesehen werden. Der Klägerin stehe daher gemäß § 612 Abs. 2 BGB 
anteilig die - der Höhe nach unstreitige - Vergütung zu, welche
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das beklagte Land den im Angestelltenverhältnis beschäftigten 
Lehrkräften gewähre.

Das Landesarbeitsgericht hat auf dem von ihm festgestellten 
Sachverhalt die Erwägungen des Senats im Teilurteil vom 25. Ja­
nuar 1989 (BAGE 61, 43 = AP Nr. 2 zu § 2 BeschFG 1985) angewandt. 
In diesem Ausgangspunkt ist ihm beizupflichten. Aber auch in den 
übrigen tragenden Teilen seiner Begründung ist ihm zu folgen.

II.1. Der Senat hat - seit seiner eben genannten ersten einschlä­
gigen Entscheidung vom 25. Januar 1989 - bei der Frage der Ver­
gütung teilzeitbeschäftigter Lehrer im Angestelltenverhältnis die 
Vergütung nach Jahreswochenstunden wegen Verstoßes gegen § 2 
Abs. 1 BeschFG 1985 in Verbindung mit § 134 BGB für rechtsunwirk­
sam angesehen und ausgeführt, an die Stelle der entfallenen Ver­
gütungsregelung trete die nach § 612 Abs. 2 BGB zu bestimmende 
übliche Vergütung. Die im öffentlichen Dienst als die übliche 
Vergütung im Sinne der genannten Vorschrift anzusehende Vergütung 
sei im Hinblick auf die im öffentlichen Dienst herrschende Übung, 
nach Tarif zu vergüten, die tarifliche Vergütung. Daher hätten 
die teilzeitbeschäftigten Lehrer anstelle der Vergütung nach Jah­
reswochenstunden Anspruch auf anteilige Vergütung, wie sie den 
jeweils vollzeitbeschäftigten angestellten Lehrern zustehe (vgl. 
BAGE 61, 43, 50 f. - AP, aaO, zu IV 1 der Gründe; vgl. weiter Se­
natsurteil vom 26. September 1990 - 5 AZR 112/90 -, zu II der 
Gründe, zur Veröffentlichung vorgesehen).
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Hieran wird festgehalten.
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2. Die Tatsache, daß die Klägerin neben ihrer - inzwischen un­
befristeten - Tätigkeit für die Beklagte noch andere, wechselnde 
Tätigkeiten von geringerer Wertigkeit ebenfalls für die Beklagte 
wahrgenommen hat, kann an dem bisherigen Ergebnis nichts ändern. 
Bei den erwähnten Tätigkeiten der Klägerin handelte es sich, wie 
das Landesarbeitsgericht für den Senat bindend festgestellt hat 
(§ 561 Abs. 2 ZPO), wiederum um Teilzeitbeschäftigungen, die je­
weils nur befristet ausgeübt v/urden. Eine anderweitige Teilzeit­
beschäftigung mit allen für den Arbeitnehmer daraus folgenden Ri­
siken stellt aber keinen sachlichen Grund im Sinne des § 2 Abs. 1 
BeschFG 1985 dar, der wegen der sozialen Lage des teilzeit­
beschäftigten Arbeitnehmers eine niedrigere Vergütung rechtferti­
gen könnte.

Allerdings kann die - auf das Berufsleben bezogene - soziale 
Lage eines teilzeitbeschäftigten Lehrers dann als sachlicher 
Grund für eine Differenzierung im Sinne des § 2 Abs. 1 BeschFG 
1985 gewertet werden, wenn der Lehrer neben seiner Teilzeitbe­
schäftigung einer festen Haupttätigkeit nachgeht, aus der er für 
sich und seine Familie eine auskömmliche und gesicherte Exi­
stenzgrundlage zu gewinnen vermag (vgl. Senatsurteil vom 22. Au­
gust 1990 - 5 AZR 543/89 -, zu II 2 der Gründe, zur Veröffent­
lichung vorgesehen). Die verschiedenen, jeweils nur befristet 
eingeräumten Teilzeitbeschäftigungen der Klägerin beim Statisti­
schen Landesamt der Beklagten bedeuten aber keine feste Haupttä­
tigkeit, die für die Klägerin eine in zeitlicher und wirtschaft­
licher Beziehung gesicherte Existenzgrundlage hätte bilden kön­
nen. Im übrigen darf es der Klägerin nicht zum Nachteil ausschla- 
gen, daß sie außer der Teilzeitbeschäftigung als Werklehrerin bei
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der Beklagten noch andere Teilzeittätigkeiten aufgenommen hat. 
Letztlich blieb ihr aus wirtschaftlichen Gründen gar nichts an­
deres übrig, wenn sie nicht auf Sozialhilfe zurückgreifen wollte. 
Daß sie dies nicht getan hat, kann ihr nicht zum Vorwurf gemacht 
werden.

3. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht es abgelehnt, die von 
der Klägerin für die Beklagte ausgeübten Teilzeittätigkeiten als 
arbeitsrechtliche Vertragseinheit zu bewerten, bei der die zeit­
lich mindestens zur Hälfte anfallende Tätigkeit maßgeblich für 
die Einstufung ist. Die verschiedenen Tätigkeiten der Klägerin 
beruhten auf unterschiedlichen Vertragsabschlüssen mit unter­
schiedlichen Vertragsgegenständen, welche überdies untereinander 
keinerlei sachliche Berührungspunkte aufwiesen. Bei einer der­
artigen Fallgestaltung stellt sich die Frage einer einheitlichen 
Beurteilung der verschiedenen Verträge nach ihrer möglichen 
tariflichen Wertigkeit nicht.

Dr. ReineckeDr. Thomas
Kessel

Dr. Gehring
Blank-Abel
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